Richtlinie zur Férderung der Chancengleichheit

Richtlinie
der Sachsischen Staatsministerin
far Gleichstellung von Frau und Mann
Uber die Gewahrung von Zuschiissen zur Férderung der Chancengleichheit
von Frau und Mann
(Richtlinie zur Férderung der Chancengleichheit)

Vom 19. Juni 2001
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Teil A
Gemeinsame Vorschriften
1 Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage

(1) Diese Richtlinie gilt der Férderung der Gleichstellung von Frau und Mann, der Durchfiihrung und
Weiterentwicklung von frauenrelevanten MaBnahmen und Frauenprojekten und der Verbesserung der
Situation von Frauen im l&ndlichen Raum im Freistaat Sachsen, denen ein erhebliches
Staatsinteresse zu Grunde liegt, welches ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen
Umfang erfllt werden kann.
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(2) Der Freistaat Sachsen gewéahrt nach MaBgabe dieser Richtlinie und der §§ 23 und 44 der
Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen (S&chsische Haushaltsordnung — SEHO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SachsGVBI. S. 153) Zuwendungen.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Férderung einzelner Projekte, MaBnahmen und Leistungen besteht nicht.
Die Bewilligung erfolgt aufgrund pflichtgeméaBen Ermessens im Rahmen der zur Verfligung stehenden
Haushaltsmittel.

2 Geforderte Bereiche
- Frauenpolitisch bedeutsame MaBnahmen und Frauenprojekte
- Starkung der Arbeit von Frauen im lI&ndlichen Raum

- Gewahrung von Zuschuissen fir Aktivitadten und MaBnahmen von kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten

3 Zuwendungsvoraussetzungen
(1) Der Trager beziehungsweise die Antragstellerin muss die Gewahr bieten:

- die fachliche Voraussetzung fir die geplante Aufgabe erflllen zu kénnen;

- eine ordnungsgemaBe Geschaftsfihrung einschlieBlich der sachgerechten, zweckentsprechenden,
sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung der Mittel zu gewéhrleisten;

- einen angemessenen Eigenanteil von mindestens 10 vom Hundert an den Gesamtausgaben zu
erbringen. In begrindeten Ausnahmeféllen kann der Eigenanteil von Dritten lbernommen werden,
jedoch nicht aus Mitteln des Freistaates, die im Rahmen anderer Richtlinien gewahrt werden.

- die Verwendung der Mittel bestimmungsgeman nachzuweisen.

(2) Férderméglichkeiten aus sonstigen offentlichen Mitteln und Programmen mit Ausnahme der
Strukturfondsférderprogramme der Européischen Union (EU) missen vorrangig genutzt
beziehungsweise beantragt sein.

(3) Liegt der zu fordernde Zweck auch im Interesse von Dritten, haben sich diese angemessen an
den zuwendungsféhigen Ausgaben zu beteiligen.

(4) Gemeinden und Landkreise kdnnen sich angemessen an den Ausgaben beteiligen, dies kann
gegebenenfalls auch durch finanziell bezifferbare Sachleistungen, die im Finanzierungsplan
darzustellen und, sofern sie sinnvoll, angemessen und wirtschaftlich sind, erfolgen. Diese
Zuwendungsvoraussetzung gilt fir Gegenstande der Férderung nach Teil B Ziffer [l Nr. 1 nicht.

4 Art, Hohe und Umfang der Zuwendung

(1) Die Zuwendungsart erfolgt grundsétzlich in Form einer Projektférderung und wird als nicht
rickzahlbare Zuwendung in der Regel als Festbetragsfinanzierung gewahrt. Der Hochstférderbetrag
richtet sich nach der Héchstférderquote, welche im Teil B in den Ziffern | und Il unter der jeweiligen
Nummer 4 und in Ziffer Ill unter Nummer 5 festgelegt ist.

(2) Zuwendungen durfen nur fir solche Vorhaben bewilligt werden, die noch nicht begonnen worden
sind. In begrindeten Einzelfallen kénnen Ausnahmen mit Einwilligung der Staatsministerin fir
Gleichstellung von Frau und Mann zugelassen werden.

(3) Die Zuwendung wird als Teilfinanzierung fir den zu bewilligenden Zweck bewilligt. Der
Finanzierungsplan muss alle einzelnen, weiteren Zuwendungsgeber enthalten. Eine
Doppelfinanzierung ist nicht méglich. Eine Vollfinanzierung findet nicht statt.

(4) Bemessungsgrundlage fir die Zuwendung sind nicht die tatsachlichen Ausgaben, sondern nur
diejenigen Ausgaben, die bei Beachtung der Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur
Durchfihrung der MaBnahme notwendigerweise anfallen (,Zuwendungsfahige Ausgaben®).

(5) Von der Férderung ausgeschlossen sind grundséatzlich Zuwendungen flr bauliche Investitionen

(6) Reisekosten (Fahrtkosten, Ubernachtungsgelder) werden nach den Bestimmungen des
Sachsischen Reisekostengesetzes gewahrt. Die Erstattung der Fahrtkosten erfolgt nur bis zur Héhe
der regelmaBig verkehrenden 6ffentlichen Verkehrsmittel. Es wird die Benutzung der zweiten Klasse
der Deutschen Bahn zu Grunde gelegt. Nach Méglichkeit sind Gruppenrabatte oder Sondertarife zu
nutzen. Bei Pkw-Benutzung dirfen keine héheren Ausgaben entstehen.

(7) Reisekosten fir Veranstaltungsteilnehmerinnen und -teilnehmer werden nur in begriindeten
Ausnahmefallen erstattet.

(8) Bei mehrtagigen Veranstaltungen sind Ausgaben zur Unterbringung der
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Veranstaltungsteilnehmerinnen bis zu einer Héhe von 25 EUR (50 DM) pro Teilnehmerin und Nacht
zuwendungsfahig.

(9) Honorare sind zuwendungsfahig bis zu 30 EUR (60 DM) fir 60 Minuten pro Leistungserbringerin
oder Leistungserbringer (zum Beispiel Referentinnen, Beraterinnen), hdchstens jedoch 150 EUR
(300 DM) pro Tag Leistungserbringerin oder Leistungserbringer. Ausnahmen sind in begriindeten
Einzelféllen, insbesondere bei von Ublichen abweichenden Qualifikationen, méglich. Diese Regelung
findet keine Anwendung fir Bildungs- und Beratungsleistungen fir Existenzgriinderinnen und
Unternehmerinnen gemaB Teil B Ziffer 2 Nr. 4.2 Abs. 3 dieser Richtlinie.

(10) Sind far Leistungen niedrigere Stundenséatze (blich beziehungsweise tariflich vertraglich
vereinbart, zum Beispiel fir Techniker, sind die entsprechend niedrigeren Stundensatze zu gewahren.
Leistungserbringer durfen nicht héher vergitet werden als vergleichbare Bedienstete des 6ffentlichen
Dienstes.

(11) Notwendiger Mietaufwand kann in angemessenem Umfang als zuwendungsfahig anerkannt
werden. Sofern kostenlose Raume zur Verfligung stehen, kénnen die anfallenden Betriebskosten als
zuwendungsfahig anerkannt werden.

(12) Kinderbetreuung kann, so weit ein Bedarf besteht und keine anderweitige Unterbringung zur
Verfligung steht, angeboten werden. Ausgaben der Kinderbetreuung kénnen dem Bedarf
entsprechend in angemessenem Umfang beriicksichtigt werden.

(13) Der Hoéchstférdersatz nach Teil B Ziffer | Nr. 4.1 Abs. 1, 4.2 Abs. 1 und Ziffer Il Nr. 4.1 Abs. 1,
4.1 Abs. 2, 4.2 Abs. 2 und 4.2 Abs. 4 kann Uberschritten werden, wenn die zuwendungsfahigen
Ausgaben durch freiwillige, unentgeltliche Leistungen und Nutzungen in angemessenem Umfang
nachweislich vermindert werden (siehe Vorl. VWV zu § 44 SGHO Nr. 15.2).

(14) Die Betrage in dieser Richtlinie gelten bis zum 31. Dezember 2001 in DM und ab 1. Januar 2002
in EUR.

5 Verfahren allgemein

(1) Der Antrag ist mittels Vordruck (siehe Anlagen) bei der Gleichstellungsbeauftragten im jeweils
Ortlich zustandigen Regierungsprasidium zu stellen.

(2) Die dem Antrag und Zuwendungszweck zu Grunde liegende Konzeption ist beizufligen. Der Antrag
muss einen detaillierten, schliissigen und vollstédndigen Finanzierungsplan aller Gesamteinnahmen
und -ausgaben der MaBnahme beziehungsweise des Projektes enthalten. Alle Eigenmittel und mit
dem Zuwendungszweck zusammenhangende Einnahmen sowie Zuwendungen Dritter sind als
Deckungsmittel fir alle Ausgaben einzusetzen.

(3) Nach entsprechender Priifung ergeht der Zuwendungsbescheid durch das 6rtlich zustandige
Regierungsprasidium in schriftlicher Form an den Zuwendungsempfanger.

(4) Die Zuwendungen dirfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden, als sie voraussichtlich
innerhalb von zwei Monaten fir fallige Zahlungen/Ausgaben im Rahmen des Zuwendungszwecks
bendtigt werden.

(5) Fir Zuwendungen bis zu 5 000 EUR (10 000 DM) ist auf Antrag eine Gesamtzahlung mdglich.

(6) Verwendungsnachweisverfahren: Abweichungen von der Vorl. VwV zu § 44 SEHO kénnen nur in
begriindeten Einzelfallen zugelassen werden.

(7) Far die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fir den Nachweis und die

Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides
und die Rickforderung der gewahrten Zuwendung gelten die Vorl. VwV zu § 44 SGHO, soweit nicht in
diesen Forderrichtlinien Abweichungen zugelassen worden sind.

Teil B
Spezielle Vorschriften zu den geférderten Bereichen
L. Frauenpolitisch bedeutsame MaBnahmen und Frauenprojekte
1 Ziel und Gegenstand der Férderung
(1) Die Forderung umfasst frauenpolitisch bedeutsame MaBnahmen und Frauenprojekte.
(2) Sie sollten zum Ziel haben:

- die Steigerung der Selbststandigkeit und Unabh&ngigkeit von Frauen
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- die Stérkung und Mobilisierung individueller Fahigkeiten und Kompetenzen von Frauen

- die Verbesserung der rechtlichen und sozialen Stellung der Frau im &ffentlichen Leben

- die Durchsetzung des Selbstbestimmungsrechts der Frauen

- den Aufbau von Netzwerken als Mittel zur Herstellung der Chancengleichheit

- die Sensibilisierung flir das Erkennen von Chancen in Politik, Wirtschaft, Arbeit, Familie und Gesellschaft
- das Aufzeigen und die Bewaltigung frauenspezifischer Probleme.

(8) MaBnahmen im Sinne dieser Richtlinie sind kurzzeitige oder zeitlich abgegrenzte, frauenpolitisch
bedeutsame Vorhaben, zum Beispiel Veranstaltungen in Form von Tagungen, Seminaren, Kursen,
Workshops. Darunter werden auch einmalige beziehungsweise kurzzeitige Formen der
Offentlichkeitsarbeit, zum Beispiel Plakataktionen und einmalige Publikationen, verstanden.

(4) Frauenprojekte im Sinne dieser Richtlinie sind Projekte von Frauen mit Uberregionalem
Wirkungskreis, modellhaftem Charakter oder neuen beziehungsweise beispielgebenden Inhalten und
Zielen, zum Beispiel der Aufbau eines Frauenzentrums oder der Aufbau eines Frauennetzwerkes.

2 Zuwendungsempfiangerinnen und -empféanger
- Rechtsfahige, eingetragene Frauenvereine und -verbande, die ihren Sitz in Sachsen haben
- Gemeinden und Landkreise des Freistaates Sachsen als Trager von Projekten und MaBnahmen
- Andere Trager, die ihren Sitz im Freistaat Sachsen haben, als gemeinniitzig anerkannt sind und deren
satzungsmaBiger Zweck die Gleichstellung von Frau und Mann beziehungsweise ihre
Chancengleichheit beinhaltet.

3 Zusatzliche Zuwendungsvoraussetzungen fiir die Férderung von Frauenprojekten

(1) Es missen als Voraussetzung fir die Férderung von Frauenprojekten folgende Kriterien erflllt
werden:

- Es muss mindestens eine Fachkraft angestellt sein, deren Qualifikation hinreichend Gewéabhr fiir die
Durchfiihrung des Projektes bietet.

- Ahnliche Angebote in Anzahl, Form und Inhalt sind mit anderen Einrichtungen und Projekten im
Einzugsgebiet abzustimmen.

(2) In begriindeten Féllen kann das zustandige Regierungsprasidium als Bewilligungsbehérde
Ausnahmen zulassen.

4 Héhe und Umfang der Zuwendung
4.1 Héhe und Umfang der Zuwendung fiir MaBnahmen

(1) Die Zuwendung fiir MaBnahmen soll hdchstens 80 vom Hundert der zuwendungsfahigen
Ausgaben betragen.

(2) Férderfahig sind Ausgaben fir:

- Sachkosten (allgemeine Verbrauchsmaterialien, einschlieBlich Porto und Telefonkosten, Sonstiges),
- Honorarkosten,

- Reisekosten,

- Mietkosten,

- Kinderbetreuungskosten.

4.2 Hoéhe und Umfang der Zuwendung fiir Frauenprojekte

(1) Die Zuwendung fir Frauenprojekte soll héchstens 50 vom Hundert der zuwendungsfahigen
Ausgaben betragen, die dem Trager fir das Projekt innerhalb eines Jahres entstehen, hdchstens
jedoch bis zu 15 000 EUR (30 000 DM).

(2) Im Rahmen der Forderung von Frauenprojekten sind folgende Ausgabenarten férderfahig:

- Personalkosten/Fachkraft,
- Sachkosten,

- Miet- und Betriebskosten,
- Verwaltungskosten.

(3) Personalkosten werden nur bis zur vergleichbaren Hohe einer im &ffentlichen Dienst beschéaftigten
Fachkraft (gemaB BAT-O) als zuwendungsfahig anerkannt.

5 Antragstermin und zusétzliche Verfahrensfestlegungen
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5.1 Antragstermin fiir MaBnahmen

Antrage fir MaBnahmen missen spatestens zwei Monate vor ihrem Beginn vollstandig eingereicht
sein.

5.2 Antragstermin und zusatzliche Verfahrensfestlegungen fiir Frauenprojekte

(1) Antrage fir Frauenprojekte sind bis zum 31. Oktober des laufenden Jahres flr das Folgejahr zu
stellen. Spéter eingehende Antrage werden als Nachantrage behandelt und kdnnen nur berlicksichtigt
werden, wenn noch Férdermittel vorhanden sind.

(2) Dem Antrag sind zuséatzlich zu den unter Teil A Nr. 5 Abs. 2 geforderten Unterlagen beizufligen:

- ein Stellen- und Organisationsplan,

- ein mittelfristiges beziehungsweise ein der Laufzeit des Projekts entsprechendes Finanzierungskonzept.

- Bei Personalkostenférderung anderer Zuwendungsgeber (zum Beispiel des Arbeitsamtes) ist auch der
Bescheid vorzulegen und die Zuwendung im Finanzierungsplan aufzufuhren.

- eine positive Stellungnahme der érilich zustandigen Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinde oder
des Landkreises.

Il Gewahrung von Zuschiissen zur Férderung der Arbeit von Frauen im ldndlichen

Raum
1 Ziel und Gegenstand der Férderung
(1) Ziel ist es, durch die Férderung von
a) Frauenvereinen und -verbanden und Frauenprojekten sowie
b) Existenzgrindungen und -sicherungen von Frauen

die Lebens- und Arbeitssituation von ihnen im landlichen Raum zu verbessern und die dorfliche
Entwicklung zu férdern.

(2) Frauenprojekte nach Teil B Ziffer [l Nr. 1 Abs. 1a kénnen eine Zuwendung erhalten

a) fur Projekte der organisierten Landfrauenarbeit im landlichen Raum auf
arbeitsmarktpolitischem Gebiet, insbesondere fir Projekte in den Bereichen ,Alternative
Erwerbsmdglichkeiten fur Frauen im 1&ndlichen Raum® und ,Neue Medien, Informations- und
Kommunikationstechnologien, Telearbeit — neue Berufsfelder im Iandlichen Raum* und

b) fur Projekte von Frauen, die die Ausgriindung selbstandiger Existenzen beziehungsweise
die Schaffung von Arbeitsplatzen fir Frauen im Iandlichen Raum zum Ziel haben.
2 Zuwendungsempfiangerinnen und -empféanger

- Rechtsfahige, eingetragene Frauenvereine und -verbande des l&dndlichen Raumes Sachsens

- Existenzgriinderinnen und Unternehmerinnen des ldndlichen Raumes Sachsens

- Gemeinden und Landkreise des Freistaates Sachsen als Trager von Projekten und MaBnahmen des
landlichen Raumes Sachsens

- Andere Trager, die ihren Sitz im Freistaat Sachsen haben, gemeinn(itzig anerkannt sind und deren
satzungsmaBiger Zweck die Gleichstellung von Frau und Mann beziehungsweise ihre
Chancengleichheit beinhaltet sowie im Iandlichen Raum Sachsens tatig sind.

3 Zusatzliche Zuwendungsvoraussetzungen
- FOr Frauenvereine und -verbande und fur Frauenprojekte (Teil B Ziffer Il Nr. 1 Abs. 1 a) ist eine
Stellungnahme der 6rtlich zustandigen Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinde oder des Landkreises
erforderlich.
- Bei Férderungen von Existenzgriindungen und -sicherungen (Teil B Ziffer Il Nr. 1 Abs. 1b) soll eine
Stellungnahme Uber die wirtschaftliche Tragfahigkeit des Unternehmenskonzeptes vorgelegt werden.

4 Héhe und Umfang der Zuwendung

4.1 Héhe und Umfang der Zuwendung fiir Frauenvereine und -verbénde und
Frauenprojekte im ldndlichen Raum

(1) Nach Grindung eines Frauenvereins im landlichen Raum kann dieser eine einmalige
Anschubfinanzierung fir Mobiliar und technische Ausstattung in H6he von bis zu 80 vom Hundert der
notwendigen Ausgaben erhalten, hdchstens jedoch bis zu 2 500 EUR (5 000 DM).

(2) Frauenprojekte kdnnen fir die jahrlichen Personal- und Sachausgaben eine Zuwendung erhalten.
Die Zuwendung soll héchstens 50 vom Hundert der zuwendungsfahigen Ausgaben betragen, die dem
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Trager entstehen, héchstens jedoch bis zu 15 000 EUR (30 000 DM).

(3) Personalkosten werden nur bis zur vergleichbaren Hohe einer im &ffentlichen Dienst beschéaftigten
Fachkraft (gemaB BAT-O) als zuwendungsfahig anerkannt.

4.2 Héhe und Umfang der Zuwendung fiir Existenzgriindungen und -sicherungen von
Frauen im ldndlichen Raum

(1) Existenzgriinderinnen und Unternehmerinnen kénnen, sofern kein weiterer Bedarf flr eine
staatliche Férderung oder Finanzierung besteht, fiir Ausgaben, die durch Sachkosten und
Investitionen entstehen, eine einmalige Zuwendung erhalten. Von der Férderung ausgeschlossen sind
betriebliche Investitionen in der Landwirtschaft.

(2) Die Zuwendung soll eine Héhe von bis zu 5 000 EUR (10 000 DM) betragen. Sie soll héchstens
90 vom Hundert der zuwendungsfahigen Ausgaben nicht Uberschreiten, die der Antragstellerin
entstehen.

(3) In Ausnahmefallen ist die Teilnahme an speziellen Bildungs- und Beratungsleistungen férderfahig:

a) in Vorbereitung und Umsetzung bei Existenzgriindungen von Frauen im |&ndlichen Raum,
beginnend bei vorbereitenden Existenzgriinderinnen-Schulungen bis hin zur begleitenden
Beratung nach der Existenzgrindung.

b) fur die Entwicklung eines Unternehmenskonzeptes fir Frauen im landlichen Raum in
Vorbereitung der Existenzgriindung sowie des Existenzsicherungs- und
Marketingkonzeptes, das der dorflichen Entwicklung dient.

(4) Die Zuwendung fir Bildungs- und Beratungsleistungen nach Absatz 3 soll h6chstens 80 vom
Hundert der zuwendungsfahigen Ausgaben betragen, die der Antragstellerin entstehen. Es kénnen
Bildungs- und Beratungsleistungen, Konzeptionserstellung, Raummiete und Sachkosten gefdrdert
werden.

(5) Sonstige Férderméglichkeiten sind nach Art und Héhe auszuschdpfen. Werden weitere
Foérderprogramme in Anspruch genommen und besteht ein Fehlbedarf, dirfen Zuwendungen nach
dieser Richtlinie zuséatzlich in Anspruch genommen werden. Dies gilt nicht fir eine Férderung nach
Teil B, Il. Nr. 4.2 Abs. 1.

(6) Leistungen nach Teil B, II. Nr. 4.2 werden nicht gewahrt, wenn spezielle Bildungsleistungen
bereits aus Mitteln des Européischen Sozialfonds (ESF) und komplementaren Landesmitteln
gefdrdert werden.

(7) Je Zuwendungsempféngerin dirfen die gemas ,De-Minimis“-Regelung der Kommission der EU
gewahrten Beihilfen 100 000 EUR innerhalb von drei Jahren nicht Uberschreiten. Die Mitteilung der
Kommission Uber die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf ,De-minimis“-Beihilfen
ABI. EG 2001 Nr. L 10, S. 20 ff. ist zu beachten.

5 Antragstermin und zusétzliche Verfahrensfestlegungen

(1) Antrage fir Frauenprojekte nach Teil B Ziffer Il Nr. 1a sind bis zum 31. Oktober des laufenden
Jahres fiir das Folgejahr zu stellen. Spéter eingehende Antrage werden als Nachantrdge behandelt
und kénnen nur beriicksichtigt werden, wenn noch Férdermittel vorhanden sind.

(2) Dem Antrag fir Frauenvereine, -verbande und -projekte (Teil B, Il. Nr. 1a) sind weiterhin
beizuflgen:

- ein Finanzierungsplan
- ein Stellen- und Organisationsplan
- ein mittelfristiges beziehungsweise ein der Laufzeit des Projekts entsprechendes Finanzierungskonzept.

(3) Antrage zur Anschubfinanzierung von Frauenvereinen und -verbanden im landlichen Raum (Teil B
Ziffer I Nr. 1a) und far Existenzgrindungen und -sicherungen (Teil B Ziffer I Nr. 1b) missen
spatestens einen Monat vor ihrem Beginn vollstandig eingereicht sein.

1. Gewahrung von Zuschiissen fiir Aktivitdten und MaBnahmen von kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten

1 Gegenstand der Férderung

Férderfahig sind die Offentlichkeitsarbeit und gleichstellungspolitischen Aktivitaten und MaBnahmen
von hauptamtlich bestellten Gleichstellungsbeauftragten der Landkreise und kreisfreien Stadte.
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2 Ziel
Ziel ist es, die Wirksamkeit der Gleichstellungsbeauftragten vor Ort zu erhdhen.
3 Zuwendungsempfiangerinnen und -empféanger

Landkreise und kreisfreien Stadte des Freistaates Sachsen mit hauptamtlich bestellten
Gleichstellungsbeauftragten geman § 60 Abs. 2 Landkreisordnung firr den Freistaat Sachsen (
SachsLKrO) vom 19. Juli 1993 (SachsGVBI. S. 577), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 20. Februar 1997 (S4chsGVBI. S. 105), und § 64 Abs. 2 Gemeindeordnung fir den Freistaat
Sachsen ( SachsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juni 1999 (SachsGVBI.

S. 345), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 24. November 2000 (SachsGVBI. S. 482, 492).

4 Zusatzliche Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Die Landkreise und kreisfreie Stadte haben jahrlich fiir die Aktivitaten der
Gleichstellungsbeauftragten mindestens die gleiche Hohe an Haushaltsmitteln in ihrem maBgeblichen
Haushaltsplan einzustellen und zu verausgaben, wie sie die H6he der Zuwendung nach diesem Teil
der Richtlinie (Teil B IIl) beantragen und verausgaben. Fir die Aktivitaten der
Gleichstellungsbeauftragten muss ein entsprechender Haushaltstitel veranschlagt sein.

(2) Die ordnungsgemaBe Verwendung der Mittel ist durch die jeweilig zustandige
Rechnungsprifungseinrichtung gegeniiber der Sachsischen Staatskanzlei, Leitstelle flr
Gleichstellung von Frau und Mann, nachzuweisen.

5 Héhe und Umfang der Zuwendung
Die Zuwendung betragt jahrlich bis zu 2 500 EUR (5 000 DM).
6 Antragstermin und zusétzliche Verfahrensfestlegungen

(1) Der Antrag ist formlos mit einem Titelauszug aus dem genehmigten Haushaltsplan bei der
Gleichstellungsbeauftragten des ortlich zustandigen Regierungsprasidiums zu stellen.

(2) Es erfolgt jahrlich eine einmalige Gesamtauszahlung.

Teil C
Schlussbestimmungen
1 In-Kraft-Treten
Diese Richtlinie tritt mit der Verdéffentlichung im Sachsischen Amtsblatt in Kraft.
2 AuBer-Kraft-Treten

Gleichzeitig treten die Richtlinien Uber die Gewahrung von Zuschissen flr
FrauenférderungsmaBnahmen und Frauenprojekte durch die Staatsministerin flr Fragen der
Gleichstellung von Frau und Mann vom 28. April 1997 mit Anderung vom 26. Oktober 1999 und die
Richtlinie zur Férderung der Frauen im Landlichen Raum des Sachsischen Staatsministeriums fir
Umwelt und Landwirtschaft vom 1. Januar 1998 auBer Kraft.

Dresden, den 19. Juni 2001

Die Staatsministerin
fir Gleichstellung von Frau und Mann
Christine Weber

Anlage 1
Anlage 2
Anlage 3
Anlage 4

Enthalten in

Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums fir Soziales Uber die geltenden
Verwaltungsvorschriften des Staatsministeriums fiir Soziales
vom 14. Dezember 2005 (SachsABIL.SDr. S. S 899)
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Richtlinie zur Férderung der Chancengleichheit

http://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 12.07.2001 Seite 8 von 8



	Richtlinie der Sächsischen Staatsministerin für Gleichstellung von Frau und Mann  über die Gewährung von Zuschüssen zur Förderung der Chancengleichheit von Frau und Mann  (Richtlinie zur Förderung der Chancengleichheit)
	Teil A  Gemeinsame Vorschriften
	Teil B  Spezielle Vorschriften zu den geförderten Bereichen
	Teil C  Schlussbestimmungen

	Enthalten in

